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Wenn die Gerichtspraxis aber in dieser Eigenschaft 
einen effektiven Einfluß auf die Rechtsentwicklung hat, 
dann fragt es sich, weshalb das „Richterrecht“ an ihre 
Stelle gesetzt werden muß. Die These, daß das positive 
Recht ohne „Richterrecht“ angeblich erstarrt, ist schon 
deshalb unhaltbar, weil sie einfach die Rolle der norma­
len, traditionell aufgefaßten Gerichtspraxis in den Län­
dern des kodifizierten Rechts ignoriert.

Vergeblich versuchen die Anhänger des „Richter­
rechts“, die Sache so darzustellen, als nehme die Rechts­
anwendung durch den an das Gesetz gebundenen Richter 
unvermeidlich automatischen Charakter an, als werde der 
Richter zum gedankenlosen, mechanischen Vollstrecker 
des Buchstabens des Gesetzes. Tatsächlich aber läßt die 
Bindung des Richters an das Gesetz ziemlich große Mög­
lichkeiten für die Konkretisierung der Rechtsnormen, für 
ihre Auslegung und für ihre Anwendung auf der Grund­
lage der inneren Überzeugung. Der Richter ist nicht nur 
gegenüber dem Gesetz verantwortlich, sondern auch ge­
genüber der real zu entscheidenden Situation und ihren 
Beteiligten sowie gegenüber seiner inneren Überzeugung. 
Er ist nicht der automatische Vollstrecker des Gesetzes, 
sondern eine viel kompliziertere soziale Figur.

Nicht ausgeschlossen ist auch ein Konflikt zwischen 
der Überzeugung des Richters und den Forderungen des 
Gesetzes — ein Konflikt, der mitunter sogar als das 
„Drama des Richters“ bezeichnet wird.20 Die Funktion der 
Rechtsprechung in der Gesellschaft ist jedoch so, daß letzt­
lich im Konflikt der Werte und der Art und Weise des 
Herangehens die Verantwortung des Richters gegenüber 
dem Gesetz entscheidend ist und er in diesem Sinne der 
„Mund des Gesetzes“ ist. Je entwickelter das Rechtssy­
stem ist, je objektiver es die realen gesellschaftlichen 
Verhältnisse reflektiert, je weiter sich die Verfassungs­
gesetzgebung auf dem Wege der Verankerung demokra­
tischer Prinzipien und Institute entwickelt, desto größer 
ist die Möglichkeit des Richters zu einem aktiven Verhal­
ten im Rahmen der allgemeinen Bindung an das Gesetz 
und damit zur Einflußnahme auf die weitere Rechtsent­
wicklung.

Die Gerichtspraxis, deren Ziel die Sicherung einer sta­
bilen Rechtsordnung ist, hat also die Aufgabe, das Recht 
im Rahmen des Prinzips der Gesetzlichkeit und nicht durch 
Verletzung dieses Prinzips wedterzuentwickeln.
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